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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2022: Rechtsordnung

Im Jahr 2022 standen im Themenbereich Rechtsordnung mehrere grosse zivil- und
strafrechtliche Gesetzesrevisionen auf der Agenda, so etwa die beiden langjährigen
Grossprojekte zur Verbesserung der Praxistauglichkeit der Straf- und der
Zivilprozessordnung. Beide Gesetze waren in den 2000er-Jahren geschaffen worden,
um die bis dahin verschiedenen kantonalen Verfahrensregeln schweizweit zu
vereinheitlichen. Knapp zehn Jahre nach Inkrafttreten wurden die beiden
Prozessordnungen – nicht zuletzt in Reaktion auf zahlreiche parlamentarische
Vorstösse – einer Gesamtschau unterzogen und wo nötig überarbeitet. 

Bei der Revision der Strafprozessordnung, die im Sommer 2022 abgeschlossen wurde,
blieb der ganz grosse Wurf nach umfangreichen Debatten letztlich aus. Mit seinem
Hauptanliegen, der Einschränkung der Teilnahmerechte, konnte der Bundesrat nicht
beide Parlamentskammern überzeugen, weshalb die heutige Regelung bis auf Weiteres
unverändert bestehen bleibt. Die Regierung hatte mit der Möglichkeit, Beschuldigte
unter gewissen Umständen von den Einvernahmen mitbeschuldigter Personen
auszuschliessen, verhindern wollen, dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander
anpassen können. Das in der juristischen Praxis festgestellte Problem, das gemäss
Bundesrätin Karin Keller-Sutter einer der Hauptauslöser für die Vorlage gewesen war,
blieb damit ungelöst. Dennoch wurden an der Strafprozessordnung viele punktuelle
Neuerungen vorgenommen, etwa bei den Grundlagen zur Erstellung von DNA-Profilen
oder bei den Verfahrensrechten. Das vom links-grünen Lager aufs Tapet gebrachte
Konzept der restaurativen Gerechtigkeit wurde zwar im Zuge dieser Revision noch
abgelehnt, ist aber damit nicht vom Tisch: Mit der Annahme einer entsprechenden
Motion der RK-SR beauftragten die eidgenössischen Räte den Bundesrat, eine
Gesetzesgrundlage zur Verankerung der «justice restaurative» in der
Strafprozessordnung auszuarbeiten.

Bei der Revision der Zivilprozessordnung schlug das Parlament die wichtigsten Pflöcke
ein, wenngleich Ende 2022 noch einige Differenzen bestanden. So wurden
verschiedene Massnahmen getroffen, um die Prozesskosten zu senken und so den
Zugang zum Gericht zu erleichtern. Zudem sollten Erleichterungen in der
Verfahrenskoordination sowie die Stärkung des Schlichtungsverfahrens die Effizienz der
Prozesse steigern. Im Parlament waren vor allem die Frage der zulässigen
Verfahrenssprachen an kantonalen Gerichten sowie eine Lockerung der
Voraussetzungen für vorsorgliche Massnahmen gegen Medien hoch umstritten. Gegen
den Willen des Bundesrats setzten die eidgenössischen Räte durch, dass es einfacher
sein soll, die Veröffentlichung von rufschädigenden Medienberichten mittels
superprovisorischer Verfügung vorläufig zu verhindern. Erfolgreich war der Bundesrat
hingegen mit seinem Ansinnen, die Einrichtung internationaler Handelsgerichte in den
Kantonen zu fördern: Den Kantonen ist es künftig freigestellt, in internationalen
Handelsstreitigkeiten an ihren Gerichten auch Englisch und alle Schweizer
Landessprachen als Verfahrenssprachen zuzulassen.

Begleitet von einer regen gesellschaftlichen Debatte begannen die eidgenössischen
Räte die Beratung der Revision des Sexualstrafrechts. Der aus der Harmonisierung der
Strafrahmen herausgetrennte Entwurf war in der Vernehmlassung grundsätzlich positiv
aufgenommen worden und der Reformbedarf war auch in der Gesellschaft nahezu
unbestritten. In einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage hielten nur 13 Prozent der
Befragten die geltenden Normen für ausreichend. Mit dem neuen Sexualstrafrecht soll
etwa der Straftatbestand der Vergewaltigung neu definiert werden, so dass nicht mehr
nur Frauen davon betroffen sein können und dass keine Nötigung mehr vorausgesetzt
wird. Hauptstreitpunkt war sowohl im Parlament als auch ausserhalb, ob anstelle von
abgenötigten sexuellen Handlungen neu Handlungen «gegen den Willen» des Opfers
oder «ohne Einwilligung» des Opfers unter Strafe stehen sollen. Während sich der
Bundesrat und der Ständerat als Erstrat für die sogenannte Widerspruchslösung («Nein
heisst Nein») aussprachen, schwenkte der Nationalrat als Zweitrat auf die
Zustimmungslösung – die in der gesellschaftlichen Debatte lautstark geforderte «Nur-
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Ja-heisst-Ja»-Variante – um. Der Ball liegt 2023 wieder beim Ständerat. Wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt, war die Reform des Sexualstrafrechts ein Treiber der medialen
Debatte im Bereich Rechtsordnung: Über den Jahresverlauf waren im April, im Juni
sowie gegen Ende Jahr drei kleine Spitzen in der Medienaufmerksamkeit zu
verzeichnen, als jeweils die Stellungnahme des Bundesrats und die Behandlung in den
beiden Parlamentskammern aktuell waren.

Im Bereich Innere Sicherheit trat Anfang Juni 2022 das Bundesgesetz über präventiv-
polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung (PMT) in Kraft. Obwohl sich
Bundesrat und Parlament bei der Ausarbeitung des PMT-Gesetzes aus
Menschenrechtsbedenken gegen die Präventivhaft als zusätzliche Massnahme
entschieden hatten, beschäftigte diese die eidgenössischen Räte auch nach
Inkrafttreten des Gesetzes weiter. Eine 2020 eingereichte parlamentarische Initiative,
die eine gesicherte Unterbringung für staatsgefährdende Personen forderte, wurde erst
in der Wintersession 2022 erledigt. Derselbe Casus Belli – die fragliche Vereinbarkeit
mit den Menschenrechten – lag auch der umstrittenen Abschreibung einer Motion zur
Ausweisung von Terroristinnen und Terroristen in Folterstaaten zugrunde. Ein
rechtsbürgerlicher Teil des Parlaments wollte sich nicht damit abfinden, dass der
Bundesrat die Motion nicht umgesetzt hatte. Die Regierung hatte argumentiert, dass
eine Umsetzung nicht opportun sei, da die Motion den Bruch von zwingendem
Völkerrecht gefordert habe. Beide Räte stimmten letztlich aber der Abschreibung zu. 

Mit Ausnahme des Sexualstrafrechts bewegte sich die Medienberichterstattung über
den Bereich Rechtsordnung recht gleichförmig auf eher tiefem Niveau übers Jahr 2022
(vgl. Abbildung 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Insgesamt erhielt der Bereich
Rechtsordnung im Jahr 2022 deutlich weniger mediale Aufmerksamkeit als in den
Vorjahren (vgl. Abbildung 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Zum einen stand 2022
keine Volksabstimmung im Bereich Rechtsordnung an und die in den vergangenen
Jahren virulente Diskussion über die Corona-Massnahmen war 2022 deutlich weniger
relevant. Zum anderen vereinnahmten der Ukraine-Krieg und die damit verbundenen
Debatten über die Aufnahme von Flüchtenden, über Sanktionen und Neutralität sowie
über eine drohende Energiekrise einen Grossteil der Medienaufmerksamkeit. Der
Bereich Rechtsordnung war davon nur marginal tangiert. 1

Privatrecht

In der Herbstsession 2020 stand der erste Teil der Erbrechts-Revision, mit der in
erster Linie die Verfügungsfreiheit von Erblassern und Erblasserinnen vergrössert
werden sollte, auf der Tagesordnung des Nationalrats, der die Vorlage als Zweitrat
behandelte. Einige Mitglieder der SVP-Fraktion beantragten Nichteintreten, weil sie es
für falsch hielten, die Pflichtteile der Eltern und Kinder zugunsten des Lebenspartners
oder der Lebenspartnerin zu verringern. Diese Bevorzugung der horizontalen und
temporären gegenüber der vertikalen und beständigen Beziehung stelle «die
traditionellen Linien auf den Kopf», begründete Yves Nidegger (svp, GE) die Ablehnung
der Vorlage. Ausserhalb der SVP-Fraktion fand der Antrag jedoch keine Unterstützung,
sodass der Nationalrat mit 142 zu 48 Stimmen bei einer Enthaltung auf das Geschäft
eintrat.
Inhaltlich hatte sich die grosse Kammer mit drei Minderheitsanträgen aus ihrer
vorberatenden Rechtskommission zu befassen. Der erste betraf eine Bestimmung, die
der Ständerat noch stillschweigend durchgewunken hatte, die in der RK-NR jedoch für
heftige Diskussionen gesorgt hatte: Hat ein Ehepaar nichts anderes vereinbart, kommt
grundsätzlich die Hälfte der Errungenschaft (d.h. des während der Ehe gebildeten
Vermögens) der verstorbenen Person dem überlebenden Ehegatten zugute, während
die andere Hälfte zusammen mit dem Eigengut (d.h. des vor der Ehe gebildeten
Vermögens) in den Nachlass fällt und unter den Erben aufgeteilt wird. Mit einem
Ehevertrag kann ein Ehepaar von dieser Regel abweichen und den überlebenden
Ehegatten stärker oder sogar maximal begünstigen, indem ihm die gesamte
Errungenschaft zugewiesen wird, sodass nur noch das Eigengut der verstorbenen
Person in den Nachlass fällt. In der juristischen Lehre und Literatur sei nun seit
längerem umstritten, erläuterte Bundesrätin Karin Keller-Sutter, ob eine solche
Bevorzugung des Ehegatten für die Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen
Kinder berücksichtigt werden muss oder nicht. Der Bundesrat hatte hier darum eine
klärende Regelung vorgeschlagen, wonach der überhälftige Teil der Errungenschaft, der
an den überlebenden Ehegatten geht, bei der Berechnung der Pflichtteilsmasse zu
berücksichtigen wäre. Konkret müsste der Pflichtteil berechnet werden, bevor die
zusätzliche Begünstigung gemäss Ehevertrag angewandt wird, sodass die Basis zur
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Berechnung der Pflichtteile damit grösser wäre, als wenn die ehevertragliche
Bevorzugung nicht berücksichtigt wird. In der Kommission wurde kritisiert, dass in der
Praxis eine andere Interpretation des geltenden Rechts vorherrsche und diese
Berücksichtigung bei der Berechnung der Pflichtteile üblicherweise gerade nicht
gemacht werde, sodass in der Folge zahlreiche bestehende Verfügungen an das neue
Recht angepasst werden müssten, was zu noch mehr Rechtsunsicherheit führe. Die
Justizministerin erklärte, der Bundesrat habe sich dabei auf die Analyse einer
Expertengruppe aus juristischer Lehre und Praxis gestützt, die ein grosses Interesse an
der Klärung der Rechtslage kundgetan habe. Eine Minderheit der Kommission wollte
eine in der Formulierung verbesserte Version des bundesrätlichen Vorschlags
übernehmen, währenddessen die Kommissionsmehrheit beantragte, beim geltenden
Recht zu bleiben. Der Nationalrat folgte mit 106 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung
dem Mehrheitsantrag. Da dieser Entscheid aber ohnehin zu einer Differenz mit dem
Ständerat führte, könne der Bundesrat gemäss Karin Keller-Sutter auch damit gut leben;
wichtig sei, dass sich der Ständerat noch einmal mit der Thematik befasse. 
Mit einem zweiten Minderheitsantrag brachte Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) die im
Ständerat bereits gescheiterte Idee erneut ein, dass die erblassende Person den
Pflichtteil weiter, d.h. bis auf die Hälfte des neu im Gesetz vorgeschriebenen Werts,
verringern können sollte, um so den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin in
grösserem Umfang zu begünstigen. Diese noch grössere Verfügungsfreiheit als vom
Bundesrat vorgesehen ging jedoch auch dem Nationalrat zu weit; er lehnte den
Minderheitsantrag mit 106 zu 81 Stimmen ab.
Bei der dritten Minderheit ging es um den vom Bundesrat neu ins Gesetz eingebrachten
Unterstützungsanspruch für faktische Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, der von
der Kommissionsmehrheit wie vom Ständerat abgelehnt worden war und für dessen
Beibehaltung die Minderheit Arslan (basta, BS) eintrat. Der Unterstützungsanspruch sei
gedacht, um Notlagen zu verhindern, beispielsweise weil der Lebenspartner oder die
Lebenspartnerin die verstorbene Person gepflegt und darum kein Erwerbseinkommen
hatte, und entspreche damit der Gerechtigkeit, so das Argument der Minderheit. Die
Kommissionsmehrheit war dagegen der Ansicht, dass die Verringerung der Pflichtteile
und die damit erweiterte Verfügungsfreiheit eine ausreichende Möglichkeit schaffe,
den Lebenspartner oder die Lebenspartnerin zu begünstigen, wie
Kommissionssprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) ausführte. Eine knappe Mehrheit aus
den geschlossenen Fraktionen der SVP und der Mitte sowie zwei Dritteln der FDP-
Fraktion besiegelte schliesslich das Aus für diese Idee. Sie wurde von der Volkskammer
mit 94 zu 90 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt, womit die entsprechenden
Artikel definitiv aus dem Gesetzesentwurf gestrichen sind.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 140 zu 48 Stimmen bei
einer Enthaltung an, wobei alle Opposition aus der SVP-Fraktion kam. Stillschweigend
schrieb er zudem die Motion Gutzwiller (fdp, ZH; Mo. 10.3524) für ein zeitgemässes
Erbrecht und das Postulat Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416) betreffend eine gesetzliche
Regelung der Erbfolge in Patchworkfamilien ab. 2

Die Differenzbereinigung beim ersten Teil der Erbrechtsrevision zur Erweiterung der
Verfügungsfreiheit drehte sich um die Grundsatzfrage, wie bei einem vorliegenden
Ehevertrag, der dem überlebenden Ehepartner mehr als die Hälfte des während der Ehe
errungenen Vermögens zuspricht, die Pflichtteile für das Erbe der gemeinsamen Kinder
berechnet werden. Konkret ging es darum, ob diese sogenannte überhälftige
Vorschlagszuweisung zur Berechnung der Pflichtteile der gemeinsamen Kinder
mitberücksichtigt wird oder nicht. Durch den Einbezug der überhälftigen
Vorschlagszuweisung in die Berechnung fallen die Pflichtteile der Kinder höher aus, als
wenn nur der Teil des Vermögens, der nicht durch den Ehevertrag dem überlebenden
Ehepartner zugewiesen wird – im Falle der Maximalbegünstigung des Ehepartners also
nur noch das Eigengut der verstorbenen Person – als Berechnungsgrundlage für die
Pflichtteile dient.
Der bestehende Gesetzestext regelte diese Frage nicht eindeutig. Infolgedessen zeigte
sich die juristische Lehre zwischen den zwei Auslegungen gespalten und es gab bislang
auch keine wegweisenden Urteile, die den Streitpunkt geklärt hätten. Der Bundesrat
hatte im Entwurf deshalb eine neue Regelung vorgeschlagen, um die Frage eindeutig zu
klären und die Rechtsunsicherheit zu beenden. Der Nationalrat war als Zweitrat mit der
Lösung des Bundesrates jedoch nicht einverstanden gewesen und hatte die
einschlägigen Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen.
Alles beim Alten zu belassen war für die RK-SR aber keine sinnvolle Lösung. Sie
betrachtete es als Aufgabe des Gesetzgebers, eine Entscheidung für eine der beiden
denkbaren Auslegungen zu fällen und nicht einfach zu warten, «bis eines Tages das
Bundesgericht entscheidet», so Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2020
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ratsplenum. Der Ständerat, der in der Wintersession 2020 die Differenzbereinigung
begann, folgte stillschweigend seiner Kommission und beschloss, inhaltlich beim
Bundesrat zu bleiben und die Streitfrage zugunsten der gemeinsamen Kinder zu
entscheiden. Dies sei «inhaltlich naheliegender», erklärte Caroni, weil der überlebende
Ehepartner im Falle einer zusätzlichen Begünstigung durch einen Ehevertrag ohnehin
den «Löwenanteil» am Erbe erhalte, womit der Zusatzgewinn für ihn relativ gesehen
kleiner wäre als für die Kinder.
So einig wie die ständerätliche, so zerstritten zeigte sich die nationalrätliche
Rechtskommission in dieser Frage. Während die Kommissionsmehrheit beantragte, das
Konzept des Bundesrates und des Ständerates zu übernehmen, wollte eine starke
bürgerliche Minderheit an der Streichung der Bestimmungen festhalten und somit beim
geltenden Recht bleiben. Ihrer Ansicht nach widerspreche die vorgeschlagene Lösung
dem weit verbreiteten Rechtsempfinden und der überwiegenden Rechtspraxis in der
Deutschschweiz; nur in der lateinischen Schweiz werde eher der Auslegung von
Bundesrat und Ständerat gefolgt, die den Kindern höhere Anteile zurechnet, erklärte
Minderheitsvertreterin Christa Markwalder (fdp, BE) im Nationalrat. Primäres Ziel müsse
es gemäss der Minderheit sein, den Lebensstandard des überlebenden Ehepartners zu
sichern, und nicht, die Pflichtteile der gemeinsamen Kinder zu schützen. Zudem wäre
die Korrektur zum jetzigen Zeitpunkt übereilt, weil die Frage noch nicht in aller Tiefe
diskutiert worden und auch nicht Teil des Vernehmlassungsentwurfs gewesen sei,
führte Markwalder weiter aus. Im Unterschied zu ihrer Schwesterkommission war die
RK-NR überdies mehrheitlich zum Schluss gekommen, dass es für die neue Regelung
einer Übergangsbestimmung bedürfe, damit bestehende Erbverträge und Testamente,
die in einem falschen Verständnis aufgesetzt worden waren, nicht nachträglich
geändert werden müssten, um ihre Wirkung wie beabsichtigt zu entfalten. Sie schlug
also vor, dass die neue Auslegung erst für Verträge gelten soll, die nach Inkrafttreten der
Revision abgeschlossen werden. Gegen diese Lösung sprach sich jedoch neben einer
Minderheit Flach (glp, AG) auch Justizministerin Karin Keller-Sutter aus, weil mit den
klärenden Bestimmungen kein neues Recht geschaffen, sondern nur eine
Rechtsunsicherheit beseitigt werde. Mit 106 zu 80 bzw. 109 zu 77 Stimmen folgte der
Nationalrat in beiden Punkten seiner Kommissionsmehrheit, womit er sowohl die
Klärung der Auslegungsdifferenz gemäss Bundesrat und Ständerat als auch die neu
hervorgebrachten Übergangsbestimmungen ins Gesetz schrieb. 
Die RK-SR war von der Übergangslösung so wenig begeistert, dass sie daraufhin
inhaltlich in der Auslegungsfrage eine komplette Kehrtwende vollzog: Sie schlug ihrem
Rat neu vor, die überhälftige Vorschlagszuweisung bei der Berechnung der Pflichtteile
für die gemeinsamen Kinder nicht zu berücksichtigen. Das Wichtigste sei es, die Frage
im Gesetz zu klären, und zwar mit einer einzigen Regel, die für alle Testamente gelte,
erläuterte Kommissionssprecher Andrea Caroni. Unterschiedliche Regelungen für
bestehende und zukünftige Verträge führten zu noch mehr Unklarheit als jetzt schon
bestehe, weil ein Testament unter Umständen erst siebzig Jahre nach dem Aufsetzen –
und damit vielleicht nach einigen weiteren Erbrechtsrevisionen – seine Wirkung
entfalte. Um diese «siebzigjährigen Übergangsproblematiken» zu vermeiden, habe sich
die Kommission inhaltlich also der vom Nationalrat favorisierten Auslegung
angeschlossen, so Caroni. Obwohl der Bundesrat ursprünglich die andere Lösung
vorgeschlagen hatte, sicherte auch Bundesrätin Keller-Sutter dem Kommissionsantrag
ihre Unterstützung zu. Wichtig sei, dass Rechtssicherheit geschaffen werde; in welche
inhaltliche Richtung der Meinungsstreit aufgehoben werde, erachtete sie als sekundär.
Die Kantonskammer stimmte dem Antrag folglich stillschweigend zu.
Daraufhin zeigte sich RK-Sprecher Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) im Nationalrat erfreut, stolz
und etwas belustigt über die «Volte» des Ständerats: Der Beschluss des Nationalrats zur
Einführung der Übergangsbestimmung habe sich insofern gelohnt, als es nur unter
diesem Druck gelungen sei, «den Ständerat dazu zu bringen, dass er das 180-grädige
Gegenteil von dem beschliesst, woran er zuvor während Monaten festgehalten hatte».
Auf Antrag seiner einstimmigen Kommission schloss sich der Nationalrat
stillschweigend dem nun vorliegenden Konzept an und bereinigte die Differenz.
In den Schlussabstimmungen lehnte schliesslich nur ein Grossteil der SVP-Fraktion, die
anfänglich gar nicht auf die Vorlage hatte eintreten wollen, den Entwurf ab. So wurde er
im Nationalrat mit 146 zu 46 Stimmen bei 3 Enthaltungen und im Ständerat mit 36 zu 5
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. 3
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Der Nationalrat behandelte in der Sommersession 2021 die Revision des sechsten
Kapitels des IPRG zum internationalen Erbrecht als Erstrat. Abgesehen von der SVP-
Fraktion, die keinen Handlungsbedarf sah und daher für Nichteintreten votierte, wurde
der Entwurf in der grossen Kammer einhellig begrüsst. Minderheitssprecher Pirmin
Schwander (svp, SZ) monierte, dass die Vorlage unter Umständen sogar «zum Nachteil
von Erblassern aus der Schweiz einfach die Regeln der Europäischen
Erbrechtsverordnung übernehm[e]», konnte damit aber ausserhalb seiner Fraktion
nicht überzeugen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter entgegnete, man habe «nicht einfach
das EU-Recht abgeschrieben», sondern «nur diejenigen Regelungen übernommen, die
aus einer zeitgemässen schweizerischen Optik gut vertretbar erscheinen». Aus allen
anderen Fraktionen wurde betont, wie wichtig und sinnvoll die Revision sei, die es zum
Ziel habe, Zuständigkeitsprobleme zwischen schweizerischen und ausländischen
Behörden in internationalen Erbrechtsfällen zu verhindern. Nachdem der Nationalrat
einer einzigen technischen Änderung am Gesetzestext stillschweigend zugestimmt
hatte, nahm er den Entwurf in der Gesamtabstimmung mit 137 zu 51 Stimmen an, wobei
sich wiederum die SVP-Fraktion geschlossen dagegen stellte. 4
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In der Wintersession 2022 beugte sich der Ständerat als Zweitrat über die Revision des
sechsten Kapitels des IPRG betreffend das internationale Erbrecht. Im Gegensatz zur
Schwesterkammer war Eintreten hier unbestritten. Allerdings sorgten vier von der
vorberatenden RK-SR eingebrachte Änderungsvorschläge für deutlich mehr
Diskussionsbedarf als im Erstrat. Erstens ging es darum, ob im Gesetz – wie vom
Bundesrat vorgesehen – ausdrücklich festgehalten werden soll, dass die Schweizer
Behörden ihre Zuständigkeit von der Untätigkeit der Behörden anderer für die
Zuständigkeit in Frage kommender Staaten abhängig machen können sollen.
Hintergrund der Diskussion war der heute angewandte Grundsatz, dass bei
verstorbenen Schweizer Bürgerinnen und Bürgern mit letztem Wohnsitz im Ausland die
schweizerischen Behörden für die Nachlassabwicklung zuständig sind, sofern sich die
Behörden des Wohnsitzstaates nicht damit befassen. Allenfalls kämen aber noch
weitere Staaten für eine Zuständigkeit in Frage, wenn die verstorbene Person etwa noch
einen anderen ausländischen Heimatstaat hatte oder Grundstücke in einem weiteren
ausländischen Staat besass. Der Bundesrat wollte mit einer Ergänzung im genannten
Sinne deshalb den Auffangcharakter der Schweizer Zuständigkeit festhalten: Es gehe
darum, zu verhindern, dass sich niemand mit dem Nachlass eines Auslandschweizers
oder einer Auslandschweizerin befasse. Es sei nicht das Ziel, dass die Schweiz möglichst
das Verfahren führen könne, sondern dass Parallelverfahren und
Zuständigkeitskonflikte vermieden werden, erklärte Bundesrätin Karin Keller-Sutter.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) unterstützte die Version des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit plädierte indes dafür, die Ergänzung zu streichen. Es sei
«vielleicht nicht das Beste», so Kommissionssprecher Thomas Hefti (fdp, GL), «wenn
wir der ganzen Welt kundtun, dass wir unser Recht und unsere Zuständigkeit von der
Inaktivität der ausländischen Behörden abhängig machen». Mit 31 zu 10 Stimmen folgte
der Ständerat dem Antrag der Mehrheit und strich die Ergänzung aus dem Entwurf.
Zweiter Streitpunkt war die gleiche Bestimmung in Bezug auf ausländische
Erblasserinnen und Erblasser mit letztem Wohnsitz im Ausland. In diesen Fällen käme
eine Zuständigkeit der Schweizer Behörden für den in der Schweiz gelegenen Nachlass
in Frage. Mit den gleichen Argumenten gelangte die Ständekammer zur gleichen
Entscheidung wie zuvor. 
Auch im dritten Diskussionspunkt ging es um eine vom Bundesrat vorgeschlagene
Ergänzung zur Vermeidung von Zuständigkeitskonflikten. Die Regierung wollte
ausdrücklich im Gesetz festhalten, dass eine Zuständigkeit der Schweizer Behörden
ausgeschlossen ist, wenn die verstorbene Person im Testament oder einem Erbvertrag
von ihrem Recht Gebrauch gemacht hat, den Nachlass ganz oder teilweise der
Zuständigkeit eines ausländischen Heimatstaates zu unterstellen, und sich diese
ausländischen Behörden mit dem Nachlass befassen. Das werde heute in der Praxis
bereits so gehandhabt; es gehe lediglich um eine Klarstellung, erläuterte Bundesrätin
Keller-Sutter, die sich wiederum für die Minderheit Vara aussprach.
Kommissionssprecher Hefti vertrat den Mehrheitsantrag auf Streichen: Weil der
Vorschlag der heutigen Rechtsprechung entspreche, werde durch den Verzicht auf den
Absatz nichts geändert, man erlaube aber der Rechtsprechung, sich später allenfalls
weiterzuentwickeln und fallgemässe Lösungen zu finden. Die Kantonskammer folgte
auch diesem Antrag mit 28 zu 12 Stimmen und schuf so eine dritte inhaltliche Differenz
zum Erstrat.
Dieses Recht, den Nachlass wahlweise dem Recht des Wohnsitz- oder eines
Heimatstaates zu unterstellen, war auch Kern des vierten umstrittenen Punktes. Hier
schlug die Kommissionsmehrheit eine Ergänzung vor, wonach Schweizer Bürgerinnen
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und Bürger nur noch das schweizerische Recht wählen können sollen. Wie
Kommissionssprecher Hefti ausführte, stand dahinter die Befürchtung, dass Doppel-
oder Mehrfachbürger ein ausländisches Recht wählen würden, um die Schweizer
Pflichtteilsregelung zu umgehen. Minderheitssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE) sprach
sich gegen diesen Zusatz aus, weil man damit Schweizer Doppelbürgerinnen und
-bürgern ein Recht vorenthalte. Im Vergleich zu Mehrfachbürgerinnen und -bürgern,
die keine schweizerische Staatsbürgerschaft besitzen, würden Schweizerinnen und
Schweizer mit weiteren Staatsbürgerschaften durch diese Regelung benachteiligt. Für
Ausländerinnen und Ausländer gelte das Wahlrecht nämlich weiterhin, fügte die
Justizministerin an, und dort habe der Gesetzgeber «die mit einer Rechtswahl
verbundene Nichtgeltung des schweizerischen Pflichtteilsrechts in Kauf genommen».
Diese Argumentation blieb allerdings mehrheitlich ungehört: Mit 27 zu 13 Stimmen
schloss sich der Ständerat auch hier seiner Kommissionsmehrheit an. In der
Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage einstimmig bei einer
Enthaltung an. Mit vier inhaltlichen Differenzen geht sie zurück an den Nationalrat. 5

1) APS-Zeitungsanalyse 2022 – Rechtsordnung
2) AB NR, 2020, S. 1732 ff.; AZ, CdT, NZZ, TA, 23.9.20
3) AB NR, 2020, S. 2313 ff.; AB NR, 2020, S. 2583 f.; AB NR, 2020, S. 2727; AB SR, 2020, S. 1116 f.; AB SR, 2020, S. 1300 f.; AB
SR, 2020, S. 1437; BBl, 2020, S. 9923 ff.
4) AB NR, 2021, S. 1336 ff.
5) AB SR, 2022, S. 1353 ff.
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